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A. Staatskanzlei

Satzung des Norddeutschen Rundfunks

Bek. d. StK v. 5. 2. 2007 — 206-58300/002 —

Bezug: Bek. v. 17. 3. 1993 (Nds. MBl. S. 305)

Die vom Rundfunkrat des Norddeutschen Rundfunks am
26. 1. 2007 beschlossene Satzung des Norddeutschen Rund-
funks wird in der Anlage veröffentlicht. 

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 180

Anlage

Satzung
des Norddeutschen Rundfunks

In Ausführung des § 1 Abs. 2 des Staatsvertrages über den
Norddeutschen Rundfunk vom 17./18. Dezember 1991 in der
Fassung vom 1./2. Mai 2005 (im Folgenden: Staatsvertrag) hat
der Rundfunkrat am 26. Januar 2007 gemäß § 18 Abs. 3 Nr. 1
des Staatsvertrages die nachstehende Satzung erlassen:

I. Allgemeine Vorschriften

Artikel 1
Name und Aufgaben der Anstalt

(1) Die Anstalt führt den Namen 
„NORDDEUTSCHER RUNDFUNK 

Gemeinnützige Anstalt des öffentlichen Rechts“. 
Sie führt ein gleichlautendes Dienstsiegel.

(2) Aufgaben, Sendegebiet und Verpflichtungen der Anstalt
ergeben sich aus dem Staatsvertrag.

Artikel 2
Sitz, Funkhäuser und Regionalstudios

(1) Sitz der Anstalt ist Hamburg.
(2) Die Anstalt unterhält Funkhäuser in Hamburg, Hanno-

ver, Kiel und Schwerin (Landesfunkhäuser). Die Regionalstu-
dios sind dem Funkhaus des Landes zugeordnet, in dem sie
betrieben werden.

II. Organe der Anstalt

1. Rundfunkrat

Artikel 3
Wahl des Vorsitzenden und der Stellvertreter

(1) Der Rundfunkrat wählt jeweils ein Mitglied für die
Funktionen Vorsitz und erste, zweite und dritte Stellvertre-
tung für die Dauer von 15 Monaten. Die vier Mitglieder müs-
sen jeweils verschiedenen Ländern angehören; davon sollen
zwei Mitglieder Frauen sein. Der Vorsitz wechselt nach Län-
dern in der Reihenfolge Schleswig-Holstein — Niedersachsen
— Hamburg — Mecklenburg-Vorpommern. 

(2) Der oder die Vorsitzende und die Stellvertreter oder
Stellvertreterinnen können mit einer 2/3-Mehrheit aller Mit-
glieder des Rundfunkrates abberufen werden.

(3) Scheidet der oder die Vorsitzende oder ein Stellvertreter
oder eine Stellvertreterin vorzeitig aus, so wird ein Nachfolger
oder eine Nachfolgerin aus demselben Land für den Rest der
Amtszeit gewählt. 

Artikel 4
Aufgaben des Vorsitzenden

(1) Der oder die Vorsitzende führt die Geschäfte des Rund-
funkrates, vertritt ihn und leitet die Sitzungen.

(2) Sind der oder die Vorsitzende sowie alle Stellvertreter
oder Stellvertreterinnen verhindert, so nimmt das an Lebens-
jahren älteste Mitglied den Vorsitz wahr.

(3) Tatsachen, die eine Mitgliedschaft im Rundfunkrat ge-
mäß § 16 Abs. 2 bis 7 des Staatsvertrages ausschließen, sind
von dem betroffenen Rundfunkratsmitglied dem oder der
Vorsitzenden mitzuteilen. Scheidet ein Mitglied des Rund-
funkrates vorzeitig aus, so hat der oder die Vorsitzende un-

verzüglich die gemäß § 17 Abs. 1 des Staatsvertrages entsen-
dende Organisation oder Gruppe hiervon zu unterrichten und
auf die Entsendung eines Nachfolgers oder einer Nachfolgerin
hinzuwirken.

(4) Der oder die Vorsitzende unterrichtet neun Monate vor
Ablauf der Amtszeit des Rundfunkrates hiervon die Präsiden-
ten der Landtage in Mecklenburg-Vorpommern, Niedersach-
sen und Schleswig-Holstein sowie der Bürgerschaft der Freien
und Hansestadt Hamburg und die entsendungsberechtigten
Organisationen gemäß § 17 Abs. 1 des Staatsvertrages, damit
eine rechtzeitige Neubildung des Rundfunkrates gewährleistet
ist.

(5) Der oder die Vorsitzende lädt die Mitglieder des neuen
Rundfunkrates unverzüglich zu einer konstituierenden Sit-
zung ein und leitet diese bis zur Neuwahl des oder der Vorsit-
zenden.

Artikel 5
Sitzungen

(1) Der Rundfunkrat tritt mindestens vierteljährlich ein-
mal, im Übrigen nach Bedarf zusammen.

(2) Sitzungen sind einzuberufen:
a) wenn der oder die Vorsitzende es für erforderlich hält;
b) wenn mindestens 14 Mitglieder es unter Angabe des Bera-

tungsgegenstandes schriftlich beantragen;
c) auf Antrag eines Landesrundfunkrates.

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrates sowie der Inten-
dant oder die Intendantin, dessen oder deren Stellvertreter
oder Stellvertreterin und die Direktoren und Direktorinnen
können an den Sitzungen beratend teilnehmen. Auf Ver-
langen des Rundfunkrates sind der oder die Vorsitzende des
Verwaltungsrates sowie der Intendant oder die Intendantin,
dessen oder deren Stellvertreter oder Stellvertreterin und die
Direktoren und Direktorinnen hierzu verpflichtet. Die Direk-
toren und Direktorinnen können sich durch ihren Stellvertre-
ter oder ihre Stellvertreterin vertreten lassen. Der Intendant
oder die Intendantin kann zur Beratung weitere Mitarbeiter
oder Mitarbeiterinnen des NDR hinzuziehen.

(4) Der Gesamtpersonalrat kann zu den Sitzungen bis zu
drei Mitglieder entsenden. Ihnen wird auf Verlangen zu Ange-
legenheiten ihres Aufgabenbereichs das Wort erteilt.

(5) Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Die Unterrichtung
der Öffentlichkeit über die Beratungen ist dem oder der Vor-
sitzenden vorbehalten, soweit der Rundfunkrat im Einzelfall
nicht etwas anderes beschließt.

(6) Der Rundfunkrat kann sich eine Geschäftsordnung
geben.

Artikel 6
Einladungen

(1) Der oder die Vorsitzende lädt die Mitglieder unter Ein-
haltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich ein.

(2) Er oder sie kann die Frist bei besonderen Umständen
auf eine Woche verkürzen.

(3) Die Frist zur Einberufung einer erneuten Sitzung nach
§ 21 Abs. 2 des Staatsvertrages darf nicht kürzer als eine
Woche sein.

(4) Die Teilnahmeberechtigten sind mit gleichen Fristen
schriftlich über den Sitzungstermin und die Tagesordnung zu
unterrichten.

(5) Die Fristen beginnen am Tage nach Absendung der Ein-
ladung.

Artikel 7
Tagesordnung

(1) Der Einladung ist eine Tagesordnung beizufügen.
(2) Die Tagesordnung bestimmt der oder die Vorsitzende.
(3) Jedes Mitglied kann die Aufnahme einer Angelegenheit

in die Tagesordnung schriftlich beantragen. Dem Antrag ist
stattzugeben, wenn mindestens sechs Mitglieder ihn unter-
stützen.

(4) Anträgen des Verwaltungsrates und Anträgen des Inten-
danten oder der Intendantin auf Aufnahme einer Angelegen-
heit in die Tagesordnung ist stattzugeben.
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Artikel 8
Beschlüsse

(1) Beschlüsse dürfen nur über solche Angelegenheiten ge-
fasst werden, die mindestens eine Woche vor dem Sitzungstag
als Punkt der Tagesordnung mitgeteilt worden sind oder deren
Behandlung mit einer Mehrheit von mindestens 2/3 aller
anwesenden Mitglieder beschlossen wird.

(2) Wahlen werden auf Antrag eines Mitgliedes geheim
durchgeführt.

(3) Über die sonstige Art und Weise der Abstimmung wird
mit einfacher Mehrheit entschieden.

Artikel 9
Sitzungsprotokoll

(1) Über Wahlen und Beschlüsse ist eine Niederschrift zu
fertigen und den Mitgliedern des Rundfunkrates sowie den
Teilnahmeberechtigten zuzuleiten.

(2) Die Niederschrift gilt als genehmigt, wenn ihr nicht
innerhalb von 14 Tagen nach Absendung schriftlich wider-
sprochen wird. Über den Widerspruch entscheidet der Rund-
funkrat in seiner nächsten Sitzung.

Artikel 10
Ausschüsse

(1) Der Rundfunkrat bildet gemäß § 22 des Staatsvertrages
mindestens einen Programmausschuss. Er kann weitere Aus-
schüsse bilden.

(2) Die Ausschüsse beraten die ihnen vom Rundfunkrat
zugewiesenen Angelegenheiten und bereiten Beschlüsse des
Rundfunkrates vor, soweit nicht dem Programmausschuss
durch § 22 des Staatsvertrages weitere Befugnisse eingeräumt
sind.

(3) Der oder die Vorsitzende des Rundfunkrates sowie die
Stellvertreter oder Stellvertreterinnen können an den Sitzun-
gen der Ausschüsse beratend teilnehmen.

(4) Den Ausschüssen können nur Mitglieder des Rund-
funkrates angehören. Der Intendant oder die Intendantin, des-
sen oder deren Stellvertreter oder Stellvertreterin und die
Direktoren und Direktorinnen können an den Sitzungen der
Ausschüsse beratend teilnehmen. Sie können sich vertreten
lassen und zur Beratung Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des
NDR hinzuziehen.

2. Landesrundfunkräte

Artikel 11
Landesrundfunkrat

(1) Der jeweilige Landesrundfunkrat wählt einen Vorsit-
zenden oder eine Vorsitzende und einen Stellvertreter oder
eine Stellvertreterin nach Maßgabe von § 23 Abs. 5 des Staats-
vertrages.

(2) Die Regelungen für den Rundfunkrat gemäß Artikel 5
bis 9 der Satzung gelten für die Landesrundfunkräte entspre-
chend. Im Rahmen von Artikel 5 Abs. 4 ist der jeweilige ört-
liche Personalrat teilnahmeberechtigt.

(3) Jeder Landesrundfunkrat kann sich eine Geschäftsord-
nung geben. Die Geschäftsordnungen sollten in den wesent-
lichen Grundzügen übereinstimmen.

3. Verwaltungsrat

Artikel 12
Wahl des Vorsitzenden und des Stellvertreters

(1) Der Verwaltungsrat wählt seinen Vorsitzenden oder sei-
ne Vorsitzende und dessen oder deren Stellvertreter oder
Stellvertreterin für die Dauer von 15 Monaten. Der Vorsitz
wechselt nach Ländern in der Reihenfolge Niedersachsen —
Hamburg — Mecklenburg-Vorpommern — Schleswig-Hol-
stein. Für die Wahl des oder der stellvertretenden Vorsitzen-
den gilt die umgekehrte Reihenfolge. 

(2) Der oder die Vorsitzende des Verwaltungsrates und des-
sen oder deren Stellvertreter oder Stellvertreterin können mit
einer Mehrheit von mindestens acht Stimmen abberufen
werden.

(3) Scheidet der oder die Vorsitzende oder ein Stellvertreter
oder eine Stellvertreterin aus, so wird ein Nachfolger oder
eine Nachfolgerin aus dem gleichen Land für den Rest der
Amtszeit gewählt. 

Artikel 13
Aufgaben des Vorsitzenden

(1) Der oder die Vorsitzende führt die Geschäfte des Ver-
waltungsrates, vertritt ihn und leitet die Sitzungen.

(2) Sind der oder die Vorsitzende sowie der Stellvertreter
oder die Stellvertreterin verhindert, so nimmt das an Lebens-
jahren älteste Mitglied den Vorsitz wahr.

(3) Tatsachen, die eine Mitgliedschaft im Verwaltungsrat
gemäß § 16 Abs. 2 bis 7 des Staatsvertrages ausschließen, sind
von dem betroffenen Verwaltungsratsmitglied dem oder der
Vorsitzenden mitzuteilen. Scheidet ein Mitglied des Verwal-
tungsrates vorzeitig aus, so hat der oder die Vorsitzende hier-
von unverzüglich den Vorsitzenden oder die Vorsitzende des
Rundfunkrates zu unterrichten und auf eine Nachwahl gemäß
§ 26 Abs. 3 des Staatsvertrages hinzuwirken.

(4) Bei Neuwahl des Verwaltungsrates lädt der oder die Vor-
sitzende die Mitglieder unverzüglich zu einer konstituieren-
den Sitzung ein und leitet diese bis zur Neuwahl des oder der
Vorsitzenden.

Artikel 14
Sitzungen

(1) Der Verwaltungsrat tritt in der Regel einmal im Monat,
jedoch mindestens einmal im Vierteljahr zusammen.

(2) Sitzungen sind einzurufen:
a) wenn der oder die Vorsitzende es für erforderlich hält,
b) wenn mindestens drei Mitglieder des Verwaltungsrates es

unter Angabe der Gründe beantragen,
c) auf Antrag des Intendanten oder der Intendantin.

(3) Der oder die Vorsitzende des Rundfunkrates sowie die
Stellvertreter oder Stellvertreterinnen, der Intendant oder die
Intendantin, dessen oder deren Stellvertreter oder Stellvertre-
terinnen und die Direktoren und Direktorinnen können an
den Sitzungen beratend teilnehmen. Der Intendant oder die
Intendantin kann mit Zustimmung des Verwaltungsrates zur
Beratung Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des NDR hinzu-
ziehen.

(4) Der Gesamtpersonalrat kann zu den Sitzungen bis zu
drei Mitglieder entsenden. Ihnen wird auf Verlangen zu An-
gelegenheiten ihres Aufgabenbereichs das Wort erteilt.

(5) Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Über das Ergebnis
der Beratungen unterichtet der Vorsitzende die Öffentlichkeit,
soweit der Verwaltungsrat im Einzelfall nicht etwas anderes
beschließt.

(6) Der Verwaltungsrat kann sich eine Geschäftsordnung
geben.

Artikel 15
Einladungen

(1) Der oder die Vorsitzende lädt die Mitglieder unter Ein-
haltung einer Frist von einer Woche schriftlich ein.

(2) Mit gleicher Frist sind die sonstigen Teilnahmeberech-
tigten über den Sitzungstermin und die Tagesordnung zu un-
terrichten.

(3) Die Fristen beginnen am Tag nach der Absendung der
Einladung.

(4) Eine Sitzung gemäß § 27 Abs. 1 Satz 3 des Staatsver-
trages ist spätestens für den dritten Tag nach Eingang eines
entsprechenden Antrages bei dem oder der Vorsitzenden ein-
zuberufen.

Artikel 16
Tagesordnung

(1) Der Einladung ist eine Tagesordnung beizufügen.
(2) Die Tagesordnung bestimmt der oder die Vorsitzende.
(3) Jedes Mitglied kann die Aufnahme einer Angelegenheit

in die Tagesordnung verlangen.
(4) Anträgen des Rundfunkrates oder des Intendanten oder

der Intendantin auf Aufnahme einer Angelegenheit in die
Tagesordnung ist stattzugeben.

(5) Ergänzungen der Tagesordnung nach Beginn der Frist
des Artikel 15 Abs. 1 bedürfen der Zustimmung sämtlicher
Mitglieder des Verwaltungsrates.
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Artikel 17
Schriftliches Beschlussverfahren

(1) In Ausnahmefällen kann bei besonderer Eilbedürftigkeit
durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende eine Beschluss-
fassung des Verwaltungsrates im schriftlichen Verfahren ver-
anlasst werden. Der oder die Vorsitzende hat die Voraus-
setzungen für ein schriftliches Beschlussverfahren bei der
Zuleitung der Beschlussvorlage an die Verwaltungsratsmit-
glieder zu begründen.

(2) Das schriftliche Votum der Verwaltungsratsmitglieder
über den Beschlussvorschlag ist binnen einer von dem oder
der Vorsitzenden festzusetzenden Frist ihm oder ihr gegen-
über abzugeben. Die Frist muss mindestens eine Woche be-
tragen. Sie beginnt am Tag nach Absendung der Beschluss-
vorlage. Innerhalb der gleichen Frist kann jedes Verwaltungs-
ratsmitglied einer schriftlichen Beschlussfassung widerspre-
chen. Bei Widerspruch eines Verwaltungsratsmitgliedes ist
eine Beschlussfassung erst in der nächsten Sitzung des Ver-
waltungsrates zulässig.

(3) Der oder die Vorsitzende hat die gemäß Artikel 14 Abs. 3
und 4 der Satzung an Sitzungen des Verwaltungsrates Teil-
nahmeberechtigten durch Übersendung der Unterlagen nach
Absatz 1 über die Einleitung eines schriftlichen Beschlussver-
fahrens zu unterrichten.

Artikel 18
Sitzungsprotokoll

(1) Über Wahlen und Beschlüsse des Verwaltungsrates ist
eine Niederschrift zu fertigen.

(2) Die Niederschrift gilt als genehmigt, wenn ihr nicht in-
nerhalb von 14 Tagen nach Absendung schriftlich widerspro-
chen wird. Über den Widerspruch entscheidet der Verwal-
tungsrat in seiner nächsten Sitzung.

(3) Die genehmigte Niederschrift ist den Teilnahmeberech-
tigten zuzuleiten.

Artikel 19
Ausschüsse

(1) Der Verwaltungsrat kann ständige Ausschüsse und Aus-
schüsse für besondere Aufgaben bilden.

(2) Die Ausschüsse bereiten die Beschlüsse des Verwal-
tungsrates vor.

(3) Den Ausschüssen können nur Mitglieder des Verwal-
tungsrates angehören. Der Intendant oder die Intendantin,
dessen oder deren Stellvertreter oder Stellvertreterin und die
Direktoren und Direktorinnen können an den Sitzungen der
Ausschüsse beratend teilnehmen. Sie können sich vertreten
lassen und zur Beratung Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen
des NDR hinzuziehen.

4. Gemeinsame Vorschriften für Rundfunkrat, Landesrundfunkrat 
und Verwaltungsrat

Artikel 20
Abberufung von Mitgliedern des Verwaltungsrates

(1) Vor Beschlussfassung im Verwaltungsrat und Rund-
funkrat über die Abberufung eines Verwaltungsratsmitgliedes
ist diesem die Möglichkeit zur mündlichen Äußerung vor
dem jeweiligen Gremium zu geben.

(2) Der Antrag des Verwaltungsrates gemäß § 26 Abs. 2
und der Beschluss des Rundfunkrates gemäß § 18 Abs. 3 Nr. 3
des Staatsvertrages sind zu begründen und dem betroffenen
Mitglied zur Kenntnis zu geben.

(3) Ein Beschluss des Rundfunkrates über die Abberufung
eines Verwaltungsratsmitgliedes darf nur gefasst werden, wenn
die Angelegenheit entsprechend Artikel 8 Abs. 1 Alternative 1
der Satzung auf die Tagesordnung gesetzt wurde.

Artikel 21
Aufwandsentschädigung

(1) Die Mitglieder des Rundfunkrates und des Verwal-
tungsrates erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung
von 511,25 EUR. Die Vorsitzenden des Rundfunkrates und
des Verwaltungsrates erhalten eine Aufwandsentschädigung
von 849,57 EUR, die Stellvertreter oder Stellvertreterinnen
eine solche von 680,94 EUR monatlich.

(2) Die Mitglieder des Rundfunkrates erhalten für die Teil-
nahme an Sitzungen des Rundfunkrates und seiner Ausschüs-

se, des jeweiligen Landesrundfunkrates sowie an Sitzungen
des Verwaltungsrates gemäß  Artikel 14 Abs. 3 der Satzung
ein zusätzliches Sitzungsgeld in Höhe von 54,43 EUR pro Sit-
zungstag. Satz 1 gilt bei Ausschusssitzungen nur für die
jeweils stimmberechtigten Mitglieder. Der oder die jeweils
amtierende Vorsitzende des Rundfunkrates und seiner Aus-
schüsse erhält ein Sitzungsgeld in Höhe von 106,73 EUR pro
Tag der von ihm oder ihr geleiteten Sitzung.

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für die Teilnahme von Mit-
gliedern des Verwaltungsrates an Sitzungen des Verwaltungs-
rates und seiner Ausschüsse sowie an Sitzungen des Rund-
funkrates und der Landesrundfunkräte gemäß § 20 Abs. 2
Satz 1, § 23 Abs. 4 des Staatsvertrages.

(4) Absatz 2 Satz 1 gilt ebenso entsprechend für den Vor-
stand des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Infor-
mationstechnologien des Rundfunkrates bei Teilnahme an
Sitzungen des Finanzausschusses des Verwaltungsrates sowie
für den Vorstand des Finanzausschusses des Verwaltungsra-
tes bei Teilnahme an Sitzungen des Ausschusses für Finan-
zen, Wirtschaft und Informationstechnologien des Rundfunk-
rates.

(5) Finden mehrere Sitzungen am gleichen Tag statt, an de-
nen Mitglieder des Rundfunkrates, der Landesrundfunkräte
und des Verwaltungsrates teilnehmen, wird Sitzungsgeld ins-
gesamt nur einmal gezahlt.

(6) Vom Rundfunkrat oder Verwaltungsrat durch Beschluss
in andere Gremien außerhalb des NDR entsandte Mitglieder
erhalten ein Sitzungsgeld von 106,73 EUR pro Sitzungstag
dieses Gremiums. Das Sitzungsgeld entfällt ganz oder teilweise,
sofern für die Mitglieder dieses Gremiums von anderer Seite
ein Sitzungsgeld gezahlt wird.

(7) Die Aufwandsentschädigung gemäß Absatz 1 und 3 so-
wie die Sitzungsgelder gemäß Absatz 2 und 5 erhöhen sich
anteilig im gleichen Umfang, in dem die Kostenpauschale ge-
mäß § 12 Abs. 2 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der
Mitglieder des Deutschen Bundestages (Abgeordnetengesetz)
angehoben wird. Die Erhöhung tritt mit Beginn des auf die
Veröffentlichung des Gesetzes im Bundesgesetzblatt folgen-
den Monats in Kraft.

(8) Die Zahlung von Reisekosten, Tagegeldern und Über-
nachtungsgeldern für die Teilnahme an Sitzungen sowie
Dienstreisen wird durch eine Reisekostenordnung für den
Rundfunkrat, die Landesrundfunkräte und den Verwaltungs-
rat geregelt. Sie wird vom Rundfunkrat auf Vorschlag des Ver-
waltungsrates erlassen.

Artikel 22
Gremiengeschäftsstelle

(1) Für den Rundfunkrat und den Verwaltungsrat wird
eine gemeinsame Geschäftsstelle in Hamburg eingerichtet.

(2) Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Geschäftsstelle
werden auf Vorschlag der Vorsitzenden des Rundfunkrates
und des Verwaltungsrates vom Intendanten oder der Inten-
dantin eingestellt und entlassen. Die Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen der Geschäftsstelle vertreten sich gegenseitig.

(3) Die Vorsitzenden des Rundfunkrates und des Verwal-
tungsrates üben für ihre jeweiligen Aufgaben gegenüber den
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Geschäftsstelle das
fachliche Weisungsrecht aus. Im Übrigen ist der Intendant
oder die Intendantin der oder die Dienstvorgesetzte der Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen der Geschäftsstelle.

(4) Die administrativen Aufgaben der Landesrundfunkräte
werden durch die Sekretariate der jeweiligen Landesfunkhaus-
direktoren oder Landesfunkhausdirektorinnen wahrgenom-
men, soweit sie nicht über die gemeinsame Gremiengeschäfts-
stelle abgewickelt werden.

5. Intendant

Artikel 23
Aufgaben des Intendanten und 

des Stellvertretenden Intendanten
(1) Der Norddeutsche Rundfunk wird nach Maßgabe des

Staatsvertrages vom Intendanten oder der Intendantin, in des-
sen oder deren Vertretung vom Stellvertretenden Intendanten
oder der Stellvertretenden Intendantin geleitet.

(2) Der Stellvertretende Intendant oder die Stellvertretende
Intendantin wird von dem dienstältesten Direktor oder der
dienstältesten Direktorin vertreten.
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Artikel 24
Direktoren

(1) Direktoren im Sinne von § 29 Abs. 1 des Staatsvertrages
sind:
1. der Direktor oder die Direktorin des Landesfunkhauses

Hamburg
2. der Direktor oder die Direktorin des Landesfunkhauses

Mecklenburg-Vorpommern
3. der Direktor oder die Direktorin des Landesfunkhauses

Niedersachsen
4. der Direktor oder die Direktorin des Landesfunkhauses

Schleswig-Holstein
5. der Programmdirektor oder die Programmdirektorin Hör-

funk
6. der Programmdirektor oder die Programmdirektorin Fern-

sehen
7. der Verwaltungsdirektor oder die Verwaltungsdirektorin
8. der Justitiar oder die Justitiarin
9. der Produktionsdirektor oder die Produktionsdirektorin.

(2) Ihre Geschäftsbereiche ergeben sich aus den Dienstbe-
zeichnungen und aus der bestehenden Organisationsstruktur
der Direktionen.

(3) Mehrere Geschäftsbereiche können durch einen Direk-
tor oder eine Direktorin wahrgenommen werden.

(4) Die Rechtsverhältnisse der Direktoren und Direktorin-
nen sind durch Sonderverträge zu regeln. Bei der ersten An-
stellung darf ihre Amtszeit die Dauer von fünf Jahren nicht
überschreiten. Eine Verlängerung ist zulässig.

Artikel 25
Zeichnungsrecht

(1) Zur Vertretung der Anstalt bedarf der Intendant oder
die Intendantin der Mitzeichnung des Stellvertreters oder der
Stellvertreterin oder eines oder einer der in Artikel 24 Abs. 1
genannten Direktoren oder Direktorinnen.

(2) Im Falle der Verhinderung des Intendanten oder der
Intendantin gilt die Regelung des Artikels 23.

(3) In der Regel soll der Direktor oder die Direktorin zur
Mitunterzeichnung hinzugezogen werden, in dessen oder
deren Aufgabenbereich die Angelegenheit fällt.

(4) Die Regelung in Absatz 1 und 2 gilt auch für die Ertei-
lung von Vollmachten. Ihr Umfang muss sich aus der Voll-
machtsurkunde ergeben.

(5) Bevollmächtigte können nur in Gemeinschaft mit ei-
nem oder einer zur Vertretung Befugten oder mit einem oder
einer zweiten Bevollmächtigten zeichnen. Kann an einem Ort
nur ein Bevollmächtigter oder eine Bevollmächtigte bestellt
werden, so ist die Erteilung einer Einzelvollmacht zulässig.

(6) Die Zweitschriften der Vollmachtsurkunden werden
beim Justitiar oder der Justitiarin des Norddeutschen Rund-
funks hinterlegt. Personen, die ein berechtigtes Interesse
haben, können eine Liste der Bevollmächtigten abfordern.

Artikel 26
Projekt- und Finanzkontrolle

(1) Die begleitende Projekt- und Finanzkontrolle gemäß § 29
Abs. 7 des Staatsvertrages wird wie folgt durchgeführt:
a) Die Projektkontrolle obliegt dem oder der für das Projekt

jeweils zuständigen Direktor oder Direktorin,
b) die Finanzkontrolle erfolgt in der Hauptabteilung Finanz-

verwaltung.
(2) Näheres regelt die Finanzordnung.

III. Wirtschaftsplan und Jahresabschluss

Artikel 27
Geschäftsjahr (Wirtschaftsjahr)

Das Wirtschaftsjahr des Norddeutschen Rundfunks ist das
Kalenderjahr.

Artikel 28
Feststellung und Genehmigung des Wirtschaftsplanes

(1) Der Intendant oder die Intendantin hat bis zum 15. Ok-
tober eines jeden Jahres den Entwurf des Wirtschaftsplanes

den Landesrundfunkräten und dem Verwaltungsrat vorzu-
legen.

(2) Die Landesrundfunkräte können bis zum 15. November
des Jahres Stellungnahmen gemäß § 23 Abs. 2 Nr. 1 des
Staatsvertrages dem Intendanten oder der Intendantin und
dem Verwaltungsrat zuleiten. Diese Stellungnahmen sind
vom Verwaltungsrat und vom Intendanten oder der Intendan-
tin bei der Beratung des Wirtschaftsplanes zu berücksichti-
gen.

(3) Der Verwaltungsrat hat bis zum 1. Dezember des Jahres
den von ihm festgestellten Wirtschaftsplan mit den Stellung-
nahmen der Landesrundfunkräte dem Rundfunkrat vorzulegen.

(4) Hat der Rundfunkrat Änderungswünsche, so kann er
mit 2/3-Mehrheit den Wirtschaftsplan zur erneuten Feststel-
lung an den Verwaltungsrat zurückverweisen.

(5) Der Verwaltungsrat hat den Wirtschaftsplan innerhalb
von drei Wochen erneut festzustellen und dem Rundfunkrat
wieder vorzulegen.

(6) Findet auch dieser Wirtschaftsplan im Rundfunkrat
nicht die gemäß § 18 Abs. 3 Nr. 4, § 21 Abs. 3 Satz 3 des
Staatsvertrages erforderliche Mehrheit, so gilt der Wirtschafts-
plan mit den Auflagen des Rundfunkrates gemäß Absatz 4 als
festgestellt und genehmigt.

Artikel 29
Veröffentlichung des Jahresabschlusses 

und des Geschäftsberichtes
Nach Genehmigung des Jahresabschlusses durch den Rund-

funkrat ist innerhalb von drei Monaten eine Gesamtübersicht
über den Jahresabschluss und eine Zusammenfassung der
wesentlichen Teile des Geschäftsberichtes in den amtlichen
Mitteilungsblättern der Länder Hamburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein zu veröffent-
lichen.

IV. Satzungsänderung

Artikel 30
(1) Die Satzung kann durch Beschluss des Rundfunkrates

mit 2/3-Mehrheit geändert werden.
(2) Will der Rundfunkrat die Satzung ändern, hat er vorher

den Verwaltungsrat zu hören.
(3) Der Verwaltungsrat kann Änderungen der Satzung vor-

schlagen.

V. Inkrafttreten der Satzung

Artikel 31
(1) Diese Satzung tritt mit Beschlussfassung am 26. Januar

2007 in Kraft.
(2) Sie wird in den amtlichen Mitteilungsblättern der Län-

der Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen und
Schleswig-Holstein bekanntgegeben.

(3) Die Satzung des Norddeutschen Rundfunks vom 12. Feb-
ruar 1993 tritt zu dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt außer
Kraft. 

Hamburg, den 26. Januar 2007 

NORDDEUTSCHER RUNDFUNK

Honorarkonsuln in der Bundesrepublik Deutschland

Bek. d. StK v. 23. 2. 2007 — 204-11700-5TR —

Das Herrn Karl Hubert Grabbe am 28. 7. 1989 erteilte Exe-
quatur als Honorargeneralkonsul der Republik Türkei in Bre-
men mit dem Konsularbezirk Land Bremen und dem ehema-
ligen Regierungsbezirk Weser-Ems im Land Niedersachsen ist
mit Ablauf des 26. 10. 2006 erloschen.

Die honorarkonsularische Vertretung der Republik Türkei
in Bremen ist somit geschlossen.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 183
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Honorarkonsuln in der Bundesrepublik Deutschland

Bek. d. StK v. 28. 2. 2007 — 204-11700-3LS —

Die Bundesregierung hat dem Honorargeneralkonsul des
Königreichs Lesotho in Hannover, Herrn Abraham David
Grojnowski, am 1. 2. 2007 das geänderte Exequatur für den
um das Land Berlin verringerten Konsularbezirk erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst nunmehr die Länder Niedersach-
sen, Brandenburg, Bremen, Hamburg und Sachsen-Anhalt.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 184

B. Ministerium für Inneres und Sport

Passwesen:
Einführung der Fingerabdrücke 

als biometrisches Merkmal in Pässen und
Durchführung von Feldtests in der Zeit 

vom 1. 3. 2007 bis zum 30. 6. 2007;
Benennung der teilnehmenden niedersächsischen 

Passbehörden

RdErl. d. MI v. 21. 2. 2007 — 44.05-12217/3.0 —

— VORIS 21040 —

Gemäß § 23 a Abs. 3 des Passgesetzes (PassG) werden die
Städte
— Buxtehude,
— Cloppenburg,
— Garbsen und
— Oldenburg
als zuständige Passbehörden für die Durchführung der Test-
maßnahmen zur Erprobung der Speicherung der Finger-
abdrücke als biometrisches Merkmal im Reisepass benannt.
Die Durchführung dieser Tests erfolgt auf der Grundlage des
§ 23 a PassG, der mit Artikel 7 b des Terrorismusbekämp-
fungsgesetzes vom 5. 1. 2007 (BGBl. I S. 2) in das PassG ein-
gefügt worden ist.

An die
Städte Buxtehude, Cloppenburg, Garbsen und Oldenburg

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 184

H. Ministerium für den ländlichen Raum, 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Erlaubnis zum Betrieb eines Totalisators

Bek. d. ML v. 26. 2. 2007 — 103-12256/4-2 —

Gemäß Rennwett- und Lotteriegesetz wurde dem Rennverein
Verden e. V. die Erlaubnis erteilt, am 29. 4. 2007 auf der Renn-
bahn Verden einen Totalisator zu betreiben.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 184

Erlaubnis zum Betrieb eines Totalisators

Bek. d. ML v. 2. 3. 2007 — 103-12256/4-12 —

Gemäß § 1 des Rennwett- und Lotteriegesetzes wurde dem
Stover Rennverein von 1874 e. V. die Erlaubnis erteilt, am
22. 7. 2007 auf der Stover Rennbahn einen Totalisator zu
betreiben.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 184

Erlaubnis zum Betrieb eines Totalisators

Bek. d. ML v. 2. 3. 2007 — 103-12256/4-21 —

Gemäß § 1 des Rennwett- und Lotteriegesetzes wurde dem
Hannoverschen Rennverein e. V. die Erlaubnis erteilt, am 9. 4.,
6. 5., 28. 5., 10. 6., 8. 7., 5. 8., 23. 8., 9. 9., 30. 9. und
4. 11. 2007 auf der Rennbahn Neue Bult in Langenhagen einen
Totalisator zu betreiben.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 184

Erlaubnis zum Betrieb einer Wettannahmestelle 
für Pferderennen

Bek. d. ML v. 2. 3. 2007 — 103-12256/4-52 —

Gemäß dem Rennwett- und Lotteriegesetz wurde dem Ham-
burger Renn-Club e. V. die Erlaubnis erteilt, im Jahr 2007
jeweils in
27478 Cuxhaven-Altenwalde, Hauptstraße 40 a,
38226 Salzgitter, Schillerstraße 6,
38840 Wolfsburg, Porschestraße 41 e, und
30175 Hannover, Volgersweg 17,
eine Wettannahmestelle für deutsche Trab- und Galopprenn-
plätze zu betreiben.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 184

Bestimmung des Geschäftsbezirks (Ansiedlungsbezirk) 
des Siedlungsunternehmens Niedersachsen

Bek. d. ML v. 7. 3. 2007 — 301.1-60041-02 —

Aufgrund des § 1 Abs. 1 Satz 2 des Reichssiedlungsgesetzes
in der im Bundesgesetzblatt III, Gliederungsnummer 2331-1,
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch
Artikel 7 Abs. 14 des Gesetzes vom 19. 6. 2001 (BGBl. I
S. 1149), ist als Geschäftsbezirk der Niedersächsischen Land-
gesellschaft mbH — Gemeinnütziges Unternehmen für die
Entwicklung des ländlichen Raumes — in Hannover (Ansied-
lungsbezirk) weiterhin das Land Niedersachsen bestimmt
worden.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 184

K. Umweltministerium

Warnplan Weser bei Verunreinigung 
der Weser, Werra, Fulda und unteren Aller

RdErl. d. MU v. 20. 2. 2007 — 24-62430/118 —

— VORIS 28200 —

— Im Einvernehmen mit dem MI —

1. Die Flussgebietsgemeinschaft Weser hat die Alarmierung,
die Informationsweitergabe und die Entwarnung im Fall einer
Gewässerverunreinigung oder anderer gewässergefährdender
Ereignisse in dem „Warnplan Weser“ (Anlage) länderüber-
greifend geregelt. Der Warnplan ist verbindlich anzuwenden.
2. Der Warnplan Weser wird den betroffenen Polizeidienst-
stellen und Wasserbehörden zugeleitet.

An die
Polizeibehörden und -dienststellen
Dienststellen der Wasserwirtschaftsverwaltung
Gemeinden an Weser, Werra, Fulda und Aller

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 184
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ëÉêîÉêìåêÉáåáÖìåÖ=ÄòïK=Ç~ë=òì=ãÉäÇÉåÇÉ=bêÉáÖåáë=ëí~ííÖÉÑìåÇÉå=Ü~íK=

tÉáíÉêÉ=jÉäÇìåÖÉå=ΩÄÉê=ÇÉå=sÉêä~ìÑ=ÇÉê=pÅÜ~ÇëíçÑÑïÉääÉ=ìåÇ=ÇÉêÉå=^ìëïáêâìåÖÉå=ÉêÑçäÖÉå=ÉåíëéêÉÅÜÉåÇ=
ÇÉê=sÉêä~ÖÉêìåÖ=ÇÉê=dÉï®ëëÉêîÉêìåêÉáåáÖìåÖ=~ìÅÜ=ÇìêÅÜ=ÇáÉ=~åÇÉêÉå=e~ìéíï~êåòÉåíê~äÉåK=

aÉå=ÖÉå~ååíÉå=_ÉÜ∏êÇÉå=çÄäáÉÖí= áã=o~ÜãÉå=ÇáÉëÉë=t~êåéä~åÉë=åÉÄÉå= áÜêÉê= êÉÖáçå~äÉå=wìëí®åÇáÖâÉáí=ÇáÉ=

wìê=fåÑçêã~íáçå=ÇÉê=e~ìéíï~êåòÉåíê~äÉå=ò®Üäí=áåëÄÉëçåÇÉêÉW=

• ÇáÉ=ìåîÉêòΩÖäáÅÜÉ=tÉáíÉêÖ~ÄÉ=ÇÉê=àÉïÉáäáÖÉå=^ä~êããÉäÇìåÖ=ÄòïK=fåÑçêã~íáçå=å~ÅÜ=îçêÖÉÖÉÄÉåÉã=jÉäJ

•

•

sK=fåÜ~äí=ÇÉê=jÉäÇìåÖÉå=

aáÉ=jÉäÇìåÖ=â~åå=~äë= ?t~êåìåÖ?=çÇÉê= ?fåÑçêã~íáçå?=ÇìêÅÜÖÉÖÉÄÉå=ïÉêÇÉåK=§ÄÉê=ÇáÉ=aÉâä~ê~íáçå=ÇÉê=jÉäJ

ÇìåÖ= ÉåíëÅÜÉáÇÉí= ÉåíëéêÉÅÜÉåÇ= áÜêÉê= aêáåÖäáÅÜâÉáí= ìåÇ= mêáçêáí®í= ÇáÉ= òìëí®åÇáÖÉ= e~ìéíï~êåòÉåíê~äÉ= EëáÉÜÉ=

h~éK=fffFK=bêÖÉÜí=ÉáåÉ=?t~êåìåÖ?I=ëç=Ü~í=ÄÉá=_ÉÉåÇáÖìåÖ=ÇÉë=^ä~êãòìëí~åÇÉë=ÉáåÉ=?båíï~êåìåÖ?=òì=ÑçäÖÉåK=

báåÉ=jÉäÇìåÖ= Ełt~êåìåÖ�I=łfåÑçêã~íáçå�=ìåÇ= łbåíï~êåìåÖ�F=ãìëë=å~ÅÜ=ÇÉã=jÉäÇÉãìëíÉê=ÇÉë= łt~êåJ

råîçääëí®åÇáÖÉ=jÉäÇìåÖÉå=ëáåÇ=ëç=Ä~äÇ=ïáÉ=ã∏ÖäáÅÜ=ÇìêÅÜ=ÉáåÉ=k~ÅÜíê~ÖëãÉäÇìåÖ=òì=ÉêÖ®åòÉåK=

aáÉ=tÉáíÉêÖ~ÄÉ=ÇÉê=jÉäÇìåÖÉå=Ü~í=ìåîÉêòΩÖäáÅÜ=íÉäÉÑçåáëÅÜ=îçê~ìë=ìåÇ=Ç~å~ÅÜ=ÑÉêåëÅÜêáÑíäáÅÜ=òì=ÉêÑçäÖÉåK=

sfK=jÉäÇÉïÉÖ=

aáÉ= îçå=ÉáåÉê= e~ìéíï~êåòÉåíê~äÉ= ÑÉëíÖÉëíÉääíÉå= çÇÉê= áÜê= îçå=ÉáåÉê= ~åÇÉêÉå= aáÉåëíëíÉääÉ=ÖÉãÉäÇÉíÉå=c®ääÉ=

îçå= dÉï®ëëÉêîÉêìåêÉáåáÖìåÖÉå= ÄòïK= pí∏êìåÖÉå= ëáåÇI= ëçÑÉêå= ÇÉê=råÑ~ääçêí= åáÅÜí= ÄÉâ~ååí= áëíI= ~ääÉå= e~ìéíJ

ï~êåòÉåíê~äÉå= E~äëç=çÄÉêÜ~äÄ=ìåÇ=ìåíÉêÜ~äÄ=ÇÉë=bêÉáÖåáëëÉëF= ÑÉêåëÅÜêáÑíäáÅÜ= EqÉäÉÑ~ñI=qÉäÉñF=ïÉáíÉê= òì=ãÉäJ

ÇÉåK=tÉåå=ÇÉê=råÑ~ääçêí=ÄÉâ~ååí=áëíI=ÖÉÜí=ÇáÉ=jÉäÇìåÖ=~å=~ääÉ=ìåíÉêÜ~äÄ=ÇÉë=råÑ~ääçêíÉë=òìëí®åÇáÖÉå=e~ìéíJ

ï~êåòÉåíê~äÉåK=

cÉêåëÅÜêáÑíäáÅÜÉ=oΩÅâÑê~ÖÉå=ÇÉê= áåÑçêãáÉêíÉå=e~ìéíï~êåòÉåíê~äÉå=ÉêÖÉÜÉå=ÇáêÉâí=~å=ÇáÉ=~ìëä∏ëÉåÇÉ=e~ìéíJ
ï~êåòÉåíê~äÉK=

^ääÉ=e~ìéíï~êåòÉåíê~äÉå=ãÉäÇÉå=Ç~åå=å~ÅÜ=ÇÉã=àÉïÉáäë=ÖΩäíáÖÉå=êÉÖáçå~äÉå=^ä~êãéä~å=ïÉáíÉêK=

pçÄ~äÇ=ÇáÉ=dÉÑ~ÜêÉåä~ÖÉ=îçêΩÄÉê= áëíI=ëçää=ÉáåÉ=båíï~êåìåÖ=ÖÉÖÉÄÉå=ïÉêÇÉåK=aÉê=jÉäÇÉïÉÖ= áëí=Ç~ÄÉá=ÇÉêJ
ëÉäÄÉ=ïáÉ=ÄÉá=ÇÉê=?t~êåìåÖ?=çÇÉê=?fåÑçêã~íáçå?K=

báåÉ=fåÑçêã~íáçå=â~åå=îçå=ÇÉê=~ìëä∏ëÉåÇÉå=e~ìéíï~êåòÉåíê~äÉ=~å~äçÖ=ÉáåÉê=båíï~êåìåÖ=òìêΩÅâÖÉåçããÉå=
ïÉêÇÉåK=

fåÑçêã~íáçå= ÇÉê= e~ìéíï~êåòÉåíê~äÉåK= aáÉ= etw= ëáåÇ= ~ìÑÖÉÑçêÇÉêíI= Éáå= ^ä~êãí~ÖÉÄìÅÜ= ΩÄÉê= ÇÉå= ÖÉë~ãíÉå=

aáÉ=jÉäÇìåÖ=ÇÉê=ÑÉëíÖÉëíÉääíÉå=pÅÜ®ÇÉå=çÇÉê=ëçåëíáÖÉå=^ìëïáêâìåÖÉåK=

ÇáÉ= tÉáíÉêÖ~ÄÉ= ÇÉë= ~âíìÉääÉå= pí~åÇë= ÇÉê= dÉï®ëëÉêîÉêìåêÉáåáÖìåÖ= ~ìÑÖêìåÇ= ÇÉê= ëí®åÇáÖÉå= §ÄÉêï~J

^Ää~ìÑ=ÇÉë=^ä~êãÉë=òì=ÑΩÜêÉåK=báå=_ÉáëéáÉä=ÜáÉêÑΩê=áëí=áå= ^ å ä ~ Ö É =R=~ìÑÖÉÑΩÜêíK=

ÇÉãìëíÉê=E^ å ä ~ Ö É=NFI==

ÅÜìåÖ=ÇÉë=ïÉáíÉêÉå=sÉêä~ìÑë=ÇìêÅÜ=ÇáÉ=êÉÖáçå~ä=òìëí®åÇáÖÉå=aáÉåëíëíÉääÉå=E^ å ä ~ Ö É =OFI=

å N= ìK= OFK=éä~åÉë=tÉëÉê�=ÖÉÖÉÄÉå=ïÉêÇÉå=E^ å ä ~ Ö É
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báåÉ=t~êåìåÖ=â~åå=îçå=ÇÉê=~ìëä∏ëÉåÇÉå=e~ìéíï~êåòÉåíê~äÉ=òì=ÉáåÉê= fåÑçêã~íáçå=~ÄÖÉëíìÑí=ïÉêÇÉåI=ïÉåå=
ÉáåÖÉäÉáíÉíÉ=dÉï®ëëÉêëÅÜìíòã~≈å~ÜãÉå=ÖêÉáÑÉå=ìåÇ=ÉáåÉ=ïÉáíÉêÉ=dÉÑ®ÜêÇìåÖ= ÑΩê=ìåíÉêäáÉÖÉåÇÉ=_ìåÇÉëJ
ä®åÇÉê=~ìëÖÉëÅÜäçëëÉå=ïÉêÇÉå=â~ååK=aáÉëÉ=^ÄëíìÑìåÖ=ÉêÑçäÖí=~å=~ääÉ=ìåíÉêäáÉÖÉåÇÉå=e~ìéíï~êåòÉåíê~äÉåK=

aáÉ=e~ìéíï~êåòÉåíê~äÉ=_êÉãÉå= áåÑçêãáÉêí=Ç~ë=i~ÖÉòÉåíêìã=ÇÉë=_ìåÇÉëãáåáëíÉêáìãë=ÇÉë= fååÉêå=ΩÄÉê=~ääÉ=
bêÉáÖåáëëÉI=ÇáÉ=áã=o~ÜãÉå=ÇÉë=t~êåéä~åë=tÉëÉê=ÖÉãÉäÇÉí=ïÉêÇÉåK=

fã=c~ääÉ=ÉáåÉë=mêçÄÉ~ä~êãÉë=áëí=ÇáÉ=dÉëÅÜ®ÑíëëíÉääÉ=tÉëÉê=îçå=~ääÉå=etw=é~ê~ääÉä=éÉê=c~ñ=EMRNON=Ó=RMV=TNNF=
òì=áåÑçêãáÉêÉåK=aáÉë=Öáäí=ÑΩê=~ääÉ=jÉäÇìåÖÉå=Et~êåìåÖI=oΩÅâãÉäÇìåÖI=båíï~êåìåÖFK=

sffK=sÉêòÉáÅÜåáë=ÇÉê=^åä~ÖÉå=

=

=^ å ä ~ Ö É=RW=_ÉáëéáÉä=ÑΩê=Éáå=^ä~êãí~ÖÉÄìÅÜ=

^ å ä ~ Ö É=QW=§ÄÉêëáÅÜíëâ~êíÉ=tÉëÉê=

^ å ä ~ Ö É=PW=§ÄÉêëáÅÜí=e~ìéíï~êåòÉåíê~äÉå=

^ å ä ~ Ö É=OW=pÅÜÉã~=łt~êåéä~å=tÉëÉê�=

^ å ä ~ Ö É=NW=jÉäÇÉãìëíÉê=

łt~êåéä~å=tÉëÉê?I=jÉäÇÉãìëíÉê= Anlage 1=

=

=

• _Éá=dÉï®ëëÉêîÉêìåêÉáåáÖìåÖÉå=ÄòïK=pí∏êìåÖÉå=ãΩëëÉå=ÇáÉ=jÉäÇìåÖÉå=å~ÅÜ=ÑçäÖÉåÇÉå=jìëíÉêå=ïÉáíÉêÖÉäÉáíÉí=
ïÉêÇÉåK=

• _Éá=?t~êåìåÖÉå?=ìåÇ=?fåÑçêã~íáçåÉå?=Öáäí=jìëíÉê=^=

• _Éá=?båíï~êåìåÖÉå?=Öáäí=jìëíÉê=_=

• ^ääÉ=?t~êåìåÖÉå?=ëáåÇI=ïÉåå=ã∏ÖäáÅÜI=ëçÑçêí=ãáí=ÇÉã=sÉêãÉêâ=?bfiq=pbeo?=ÇìêÅÜ=qÉäÉÑ~ñ=çÇÉê=qÉäÉñ=òì=ÄÉëí®íáJ
ÖÉåK=

=

=

A n l a g e  1
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t~êåÇáÉåëí=łtÉëÉê�= = = = = = = = = jìëíÉê=^I=pÉáíÉ=N=

sÉêíÉáäÉê=ÑΩê=ÇáÉ=tÉáíÉêäÉáíìåÖ=ÉáåÉê=^ä~êããÉäÇìåÖ=ìåÇ=ÇáÉ=oΩÅâãÉäÇìåÖ=

^ä~êã~ìëä∏ëÉåÇÉ=e~ìéíï~êåòÉåíê~äÉW=|||||||||||||||||||||||||||||||||||||||=

= etwNJeb=EmçäáòÉáéê®ëáÇáìã=kçêÇÜÉëëÉåI=c~ñJkêK=MRSN=J=VNMJPMRRF=
=
jÉäÇìåÖ=ÉêÜ~äíÉå==
a~íìãLrÜêòÉáíW= = = = k~ãÉW= = = = = råíÉêëÅÜêáÑíW=

=

JJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJ=

= etwOJqe=Ei~ÖÉòÉåíêìã=áã=qÜΩêáåÖÉê=fååÉåãáåáëíÉêáìãI=MPSN=J=PTVP=J=SUSF=

jÉäÇìåÖ=ÉêÜ~äíÉå=

a~íìãLrÜêòÉáíW= = = = k~ãÉW= = = = = råíÉêëÅÜêáÑíW=

=

JJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJ=

= etwPJkf=Et~ëëÉêëÅÜìíòéçäáòÉáâçããáëë~êá~í=_ê~âÉI=c~ñJkêK=MQQMN=Ó=TMMVJPRMF=

jÉäÇìåÖ=ÉêÜ~äíÉå=

a~íìãLrÜêòÉáíW= = = = k~ãÉW= = = = = råíÉêëÅÜêáÑíW=

=

JJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJ=

= etwQkt=E_ÉòáêâëêÉÖáÉêìåÖ=aÉíãçäÇI=c~ñJkêK=MROPN==J=TN=J=OSVVF=

jÉäÇìåÖ=ÉêÜ~äíÉå=

a~íìãLrÜêòÉáíW= = = = k~ãÉW= = = = = råíÉêëÅÜêáÑíW=

=

JJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJ=

== etwRJe_=EmçäáòÉá=_êÉãÉåI=aáêÉâíáçå=t~ëëÉêëÅÜìíòJ=ìåÇ=sÉêâÉÜêëéçäáòÉáI= fåëéÉâíáçå=_êÉãÉêJ
Ü~îÉåI=c~ñJkêK=MQTN=J=VQSS=J=RMVF=

jÉäÇìåÖ=ÉêÜ~äíÉå=

a~íìãLrÜêòÉáíW= = = = k~ãÉW= = = = = råíÉêëÅÜêáÑíW=

=

JJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJJ=

^ääÉ=e~ìéíï~êåòÉåíê~äÉåI=ÇáÉ=ÉáåÉ=^ä~êããÉäÇìåÖ=ÉêÜ~äíÉåI=ïÉêÇÉå=ÖÉÄÉíÉåI=ÇáÉ=ÉêëíÉ=pÉáíÉ=ÇáÉëÉê=jÉäÇìåÖ=
ãáí=a~íìãLrÜêòÉáíI=k~ãÉå=ëçïáÉ=råíÉêëÅÜêáÑí=òì=îÉêëÉÜÉå=ìåÇ=ÇáÉëÉ=~å=ÇáÉ=~ä~êã~ìëä∏ëÉåÇÉ=e~ìéíï~êåJ
òÉåíê~äÉ=~äë=oΩÅâãÉäÇìåÖ=òìêΩÅâòìÑ~ñÉåK=

fã=c~ääÉ=ÉáåÉë=mêçÄÉ~ä~êãÉë=ëçää=ÇáÉ=oΩÅâãÉäÇìåÖ=~ìÅÜ=~å=ÇáÉ=dÉëÅÜ®ÑíëëíÉääÉ=tÉëÉê=ÖÉëÉåÇÉí=ïÉêÇÉå=
Ec~ñJkêK=MRNON=Ó=RMV=TNNFK 
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bfiq=pbeo=
t=^=o=k=r=k=d=çÇÉê=f=k=c=l=o=j=^=q=f=l=k=

EÉáåÉë=îçå=ÄÉáÇÉå=ëíêÉáÅÜÉåF=
=
^N= = jÉäÇÉåÇÉ=e~ìéíï~êåòÉåíê~äÉ= KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKK=

^O= = aáÉåëíëíÉääÉ= = = KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKK=

^P= = k~ãÉ=ÇÉë=jÉäÇÉåÇÉå= = KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKK=

^Q= = a~íìã= = = = KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKK=

^R= = rÜêòÉáí= = = = KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKK=

^S= = råÑ~ääòÉáíéìåâí= J=a~íìã= = KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKK=
=

= = = = J=rÜêòÉáí== KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKK=

^T= = k~ãÉ=ÇÉë=råÑ~ääçêíÉë= = KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKK=

J^U= = dÉï®ëëÉê= = = KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKK=

^V= = rÑÉêëÉáíÉ= = = ====äáåâë=Ó=êÉÅÜíë=J=jáííÉ=

^NM= = cäìëëâáäçãÉíÉê= = = KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKK=

^NN= = råÑ~ää~êí== = = KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKK=
= = EòK_K=_ÉëÅÜ®ÇáÖìåÖ=ÉáåÉê=iÉáíìåÖI=pÅÜáÑÑëìåÑ~ää=ÉíÅKF=

^NO= = råÑ~ääëíçÑÑ=Ó=k~ãÉ= = KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKK=
= = pÅÜäΩëëÉäJkêK== = = KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKK=
= = Ee~åÇÄìÅÜ=ÇÉê=ÖÉÑ®ÜêäáÅÜÉå=dΩíÉêF=åáÅÜí=ÄÉâ~ååíW=

J^NP== få=Ç~ë=t~ëëÉê=ÖÉä~åÖíÉ=jÉåÖÉ= KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKíKã
P=

^NQ= = báåÑäáÉ≈Ç~ìÉê= = = KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKãáåI=ÜI=Ç=

^NR= = báåÑäáÉ≈íÉãéÉê~íìê= = KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKK`=

^NS= = ^ìëã~≈=ÇÉê=sÉêëÅÜãìíòìåÖ= =
= = cáëÅÜëíÉêÄÉå= = = à~=L=åÉáå=
= = sÉêÑ®êÄìåÖ=ÇÉë=t~ëëÉêë= = à~=L=åÉáå=
= = dÉêìÅÜëÉåíïáÅâäìåÖ= = à~=L=åÉáå=
= = ÄÉá=ëÅÜïáããÉåÇÉå=píçÑÑÉå= i®åÖÉKKKKKKKKKKKKKKãK==_êÉáíÉKKKKKKKKKKKKKKKKKKKã=

^NT= = dÉíêçÑÑÉåÉ=j~≈å~ÜãÉå== = KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKK=

=
c~ääë=ëÅÜçå=îçêÜ~åÇÉåI=òìë®íòäáÅÜÉ=^ìëâΩåÑíÉ=ÇìêÅÜ=p~ÅÜîÉêëí®åÇáÖÉI=ëçåëí=k~ÅÜíê~ÖëãÉäÇìåÖ=îçå=^=NU=Ó=^=OO=
=
J^NU== t~ëëÉêëí~åÇ= = = KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKÅã=
= = mÉÖÉäå~ãÉ= = = KKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKKK=
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gültigem Alarmplan!

nach Meldemuster (A n l a g e 1, Muster A)

(A n l a g e 1, Muster B)
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Änderung der Satzung
des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes

Bek. d. MU v. 26. 2. 2007 — 25-6232/12 —

Bezug: Bek. d. Bezirksregierung Weser-Ems v. 26. 1. 1996 (ABl. für
den Regierungsbezirk Weser-Ems S. 143) u. d. Bezirksregie-
rung Hannover v. 31. 1. 1996 (ABl. für den Regierungsbezirk
Hannover S. 112), zuletzt geändert durch
Bek. d. Bezirksregierung Weser-Ems v. 19. 7. 2002 (ABl. für
den Regierungsbezirk Weser-Ems S. 720) u. v. 31. 7. 2002
(ABl. für den Regierungsbezirk Hannover S. 520)

In der Anlage wird die Satzung zur Änderung der Satzung
des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes (OOWV)
bekannt gemacht. Die Satzungsänderung wurde durch Erl.
des MU vom 26. 2. 2007 genehmigt.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 194

Anlage

Satzung zur Änderung der Satzung des
Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes

Die Satzung des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverban-
des vom 11. 12. 1995 (Amtsblatt Nr. 3/1996 für den Regierungs-
bezirk Hannover vom 31. 1. 1996 und Amtsblatt Nr. 4/1996
für den Regierungsbezirk Weser-Ems vom 26. 1. 1996), zuletzt
geändert durch Beschluss der Verbandsversammlung von 12. 6.
2002 (Amtsblatt Nr. 29/2002 für den Regierungsbezirk Weser-
Ems vom 19. 7. 2002 und Amtsblatt Nr. 16/2002 für den Regie-
rungsbezirk Hannover vom 31. 7. 2002), ist durch Beschluss
der Verbandsversammlung vom 13. 12. 2006 wie folgt geändert
worden:

„§ 7 Verbandsversammlung
1. In die Verbandsversammlung entsenden die Landkreise

Aurich, Cloppenburg, Diepholz, Friesland, Oldenburg, Weser-
marsch und Wittmund je drei sowie die Landkreise Ammer-
land und Vechta je zwei Vertreter. Alle anderen Mitglieder
entsenden je einen Vertreter.

§ 11 Vorstand
1. Der Vorstand besteht aus dem Verbandsvorsteher als Vor-

sitzendem, vier weiteren Mitgliedern sowie dem Geschäfts-
führer.

2. Der Verbandsvorsteher und die vier weiteren Mitglieder
des Vorstandes werden von der Verbandsversammlung mit
der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder für eine Amtszeit
von 5 Jahren gewählt. Wird die erforderliche Mehrheit im
ersten Wahlgang nicht erreicht, genügt für einen weiteren
Wahlgang die Mehrheit der Stimmen der in der Verbandsver-
sammlung anwesenden Verbandsmitglieder.

§ 13 Aufgaben des Vorstandes
2. Der Verbandsvorsteher vertritt den OOWV gerichtlich und

außergerichtlich. Erklärungen, durch die der OOWV verpflich-
tet werden soll, bedürfen der Schriftform und der Unterzeich-
nung durch den Verbandsvorsteher oder durch den Stell-
vertreter im Falle der Verhinderung und durch ein weiteres
Mitglied des Vorstandes. Im Rahmen der laufenden Geschäfte
wird der OOWV abweichend von den Bestimmungen in den
Sätzen 1 und 2 durch den Geschäftsführer vertreten. 

§ 14 Geschäftsführung des Vorstandes
2. Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung und wählt

aus seiner Mitte einen Stellvertreter für den Verbandsvor-
steher.

4. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der
Mitglieder anwesend ist.

§ 15 Geschäftsführer
3. Der Geschäftsführer leitet die Geschäfte des OOWV nach

Maßgabe der Satzung, der Richtlinien der Verbandsversamm-
lung und des Vorstandes. 

§ 19 Aufsichtsbehörde, Zustimmung zu Geschäften
Aufsichtsbehörde im Sinne des § 72 WVG ist das Nieder-

sächsische Umweltministerium. 

§ 21 Inkrafttreten
Die Satzungsänderung tritt mit der Veröffentlichung im

Niedersächsischen Ministerialblatt in Kraft.“

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Gaz de France Produktion 

Exploration Deutschland GmbH) 

Bek. d. LBEG v. 15. 2. 2007 — W 6344 A I - 2006-001-II —

Die Firma Gaz de France Produktion Exploration Deutsch-
land GmbH, Waldstraße 39, 49808 Lingen, plant die Errich-
tung und Betrieb eines dritten BHKW-Moduls auf dem Betriebs-
platz der Sammelstelle II des Ölbetriebs Scheerhorn/Adorf.

Nach § 3 c UVPG ist gemäß Nummer 1.3.2 der Anlage 1
dieses Gesetzes eine standortbezogene Vorprüfung des Einzel-
falles für das Blockkraftwerkmodul vorzunehmen.

Das LBEG als zuständige Genehmigungsbehörde hat nach
den Kriterien der Anlage 2 UVPG eine überschlägige Prüfung
vorgenommen mit dem Ergebnis, dass eine UVP-Pflicht nicht
besteht.

Diese Feststellung ist nach § 3 a UVPG nicht selbständig
anfechtbar.

Die Unterlage kann auf Antrag nach den Bestimmungen des
Umweltinformationsgesetzes beim Landesamt für Bergbau,
Energie und Geologie, An der Marktkirche 9, 38678 Clausthal-
Zellerfeld, zugänglich gemacht werden.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 194

Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr

Widmung und Einziehung von Teilstrecken 
der Landesstraße 410 im Bereich der Stadt Sarstedt

Bek. d. NLStBV v. 20. 1. 2007
— GB Hannover L-34-3442/31030- L 410 —

1. Die in der Stadt Sarstedt, Landkreis Hildesheim, neu
gebaute Teilstrecke wird mit Wirkung vom 1. 1. 2007 zur
Landesstraße gewidmet und Bestandteil der Landesstraße 410
(§ 6 NStrG).

Die gewidmete Strecke beginnt mit km 10,350 (alt = neu)
bis km 10,476. Hier wird sie unterbrochen durch einen Kreis-
verkehrsplatz mit einer Gesamtlänge der AS-Arme von 112 m.
Sie führt weiter mit km 0,245 und endet mit km 0,000; ihre
Gesamtlänge beträgt 371 m.

Träger der Straßenbaulast ist das Land Niedersachsen.
2. Die in der Stadt Sarstedt, Landkreis Hildesheim, gelegene
Teilstrecke der Landesstraße 410 von km 10,350 (alt =neu)
bis km 10,682 ist für den öffentlichen Straßenverkehr ent-
behrlich geworden und wird mit Wirkung vom 1. 1. 2007 ein-
gezogen (§ 8 Abs. 1 NstrG); ihre Gesamtlänge beträgt 332 m.

Träger der Straßenbaulast ist das Land Niedersachsen.
Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift der Urkunds-
beamtin oder des Urkundsbeamten Klage beim Verwaltungs-
gericht Hannover, Eintrachtweg 19, 30173 Hannover, erhoben
werden.

Die Klage ist gegen die Niedersächsische Landesbehörde für
Straßenbau und Verkehr, Göttinger Chaussee 76 A, 30453 Han-
nover, zu richten. Sie muss die Klägerin oder den Kläger, die
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Beklagte und den Streitgegenstand bezeichnen und soll einen
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung der Klage
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben so-
wie der angefochtene Bescheid beigefügt werden.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 194

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Biogasanlage Knesebeck-Stackmannsmühle)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 26. 2. 2007 
— G/06/037 —

Die Firma Agroenergie Stackmannsmühle GmbH & Co. KG,
Stackmannsmühle 1, 29379 Wittingen, hat mit Schreiben
vom 30. 6. 2006 die Erteilung einer Genehmigung gemäß den
§§ 4 und 19 BImSchG i. d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBl. I S. 3830),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. 12. 2006
(BGBl. I S. 3180), für die Errichtung und den Betrieb einer
Biogasanlage bei Knesebeck beantragt. In der Biogasanlage
sollen nachwachsende Rohstoffe und Gülle eingesetzt wer-
den. Standort der Anlage ist in 29379 Wittingen, Gemarkung
Hagen bei Knesebeck, Flur 7, 8, Flurstücke 5171, 18/3, 18/5,
19/3.

Das Vorhaben ist unter Nummer 1.3.2 der Anlage 1 UVPG
i. d. F. vom 25. 6. 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBl. I
S. 3316), genannt und in Spalte 2 mit einem „S“ gekennzeich-
net. Damit ist für das Vorhaben gemäß § 3 c Abs. 1 UVPG
i. V. m. Anlage 1 UVPG eine standortbezogene Vorprüfung
des Einzelfalles erforderlich. Nach der Vorprüfung der ent-
scheidungserheblichen Daten und Unterlagen wird hiermit
für das Vorhaben „Errichtung und Betrieb einer Biogasanlage
am o. g. Standort“ gemäß § 3 a UVPG festgestellt, dass eine
Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a UVPG nicht selbständig
anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 195

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Biogasanlage Meinersen-Seershausen)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 27. 2. 2007
— G/06/032 —

Die Firma Bioenergie Okertal GmbH & Co. KG, Volkser
Straße 14, 38536 Meinersen, hat mit Schreiben vom 28. 6.
2006 die Erteilung einer Genehmigung gemäß den §§ 4 und 19
BImSchG i. d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBl. I S. 3830), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. 12. 2006 (BGBl. I
S. 3180), für die Errichtung und den Betrieb einer Biogasanlage
bei Meinersen-Seershausen beantragt. In der Biogasanlage sol-
len nachwachsende Rohstoffe und Gülle eingesetzt werden.
Standort der Anlage ist in 38536 Meinersen, Gemarkung Seers-
hausen, Flur 14, Flurstück 18.

Das Vorhaben ist unter Nummer 1.3.2 der Anlage 1 UVPG
i. d. F. vom 25. 6. 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBl. I
S. 3316), genannt und in Spalte 2 mit einem „S“ gekennzeich-
net. Damit ist für das Vorhaben gemäß § 3 c Abs. 1 UVPG
i. V. m. Anlage 1 UVPG eine standortbezogene Vorprüfung
des Einzelfalles erforderlich. Nach der Vorprüfung der ent-
scheidungserheblichen Daten und Unterlagen wird hiermit
für das Vorhaben „Errichtung und Betrieb einer Biogasanlage
am o. g. Standort“ gemäß § 3 a UVPG festgestellt, dass eine
Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a UVPG nicht selbständig
anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 195

Genehmigung
gemäß § 10 i. V. m. § 8 Abs. 1 des Gentechnikgesetzes
(Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung GmbH, 

Braunschweig)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 14. 3. 2007
— BS000003149-046/40611/0901/110 —

Dem Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung GmbH,
Inhoffenstraße 7, 38124 Braunschweig, ist mit Bescheid vom
2. 3. 2007 die nachfolgende Genehmigung gemäß § 10 i. V. m.
§ 8 Abs. 1 des Gentechnikgesetzes (GenTG) i. d. F. vom 16. 12.
1993 (BGBl. I S. 2066), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. 3.
2006 (BGBl. I S. 534), erteilt worden:

„Entscheidung

Auf Ihren Antrag vom 4. 10. 2006, den Sie am 12. 10. 2006
zuletzt ergänzt haben, genehmige ich Ihnen die Errichtung
und den Betrieb der nachfolgend genannten gentechnischen
Anlage der Sicherheitsstufe 3.

Betreiber: Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung GmbH
Inhoffenstraße 7
38124 Braunschweig

Anlage: A3-Infektionseinheit

Standort: Gebäude A 
A2.14a, A2.14b, A2.15b (abgetrennter Teil des Kühl-
raums), A2.16a, A2.18 und Autoklav in A2.10
(bisher Bestandteile der S 2-Anlage mit dem Az.
40611/0901/101)

Dort können Sie die gentechnische Arbeit 

Analyse der Interaktion von Knock-out-Mutanten von 
enterohämorrhagischen E. coli (EHEC) mit ihren Wirtszellen

unter Beachtung der Sicherheitsmaßnahmen der Stufe 3
durchführen. Unter Berücksichtigung der eingeschränkten
Übertragungsmöglichkeiten der in der Anlage verwendeten
Organismen der Risikogruppe 3** reduzieren sich die erfor-
derlichen Sicherheitsmaßnahmen, die auch den Anforderun-
gen nach TRBA 105 Nr. 4.3 entsprechen. Dabei müssen Sie
die im vorliegenden Genehmigungsbescheid unter Nr. 3 auf-
geführten Nebenbestimmungen beachten.

Kosten

Dieser Bescheid ergeht gemäß § 24 Abs. 3 i. V. m. Abs. 1
Satz 2 GenTG gebührenfrei. Die Kosten für die ZKBS-Stel-
lungnahme sowie für die Veröffentlichung der Genehmigung
in der regionalen Tageszeitung sind jedoch von Ihnen zu tra-
gen und werden gesondert in Rechnung gestellt.

2 Antragsunterlagen

(nicht veröffentlicht)

3 Nebenbestimmungen und Hinweise

(nicht veröffentlicht)

4 Begründung

(nicht veröffentlicht)

5 Rechtbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Zustellung Klage erhoben werden beim Verwaltungsgericht
Braunschweig, Am Wendentor 7, 38100 Braunschweig. Die
Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift zu erheben.“

Eine Ausfertigung des gesamten Bescheides kann in der Zeit

vom 15. 3. 2007 bis 28. 3. 2007

an der folgenden Stelle zu den dort angegebenen Zeiten ein-
gesehen werden:
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig,
Dienstgebäude Bohlweg 38, Zimmer 220,
38100 Braunschweig
Einsichtmöglichkeit:
montags bis donnerstags von 7.30 bis 12.30 Uhr;

und von 13.00 bis 16.15 Uhr,
freitags von 7.30 bis 12.30 Uhr,

und von 13.00 bis 15.00 Uhr.
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch

Dritten gegenüber als zugestellt.
Der Genehmigungsbescheid und seine Begründung können

bis zum Ablauf der Klagefrist beim Staatlichen Gewerbeauf-
sichtsamt Braunschweig, Petzvalstraße 18, 38104 Braun-
schweig, schriftlich angefordert werden.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 195

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Göttingen

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Klausner Holz Niedersachsen GmbH, Adelebsen)

Bek. d. GAA Göttingen v. 26. 2. 2007 — 06-026-02 —

Die Klausner Holz Niedersachsen GmbH, An der Straut 1,
37139 Adelebsen, hat mit Schreiben vom 23. 5. 2006 die
Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Holz-
feuerungsanlage nach § 4 BImSchG i. d. F. vom 26. 9. 2002
(BGBl. I S. 3830), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 18. 12. 2006 (BGBl. I S. 3180), beantragt.

Die Feuerungswärmeleistung der Anlage beträgt 24 MW.
Standort ist das Grundstück An der Straut 1, 37139 Adelebsen.

Die für derartige Anlagen gemäß § 3 c Abs. 1 Satz 2 UVPG
i. d. F. vom 25. 6. 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBl. I
S. 3316), vorgesehene standortbezogene Vorprüfung des Ein-
zelfalles hat ergeben, dass für das Vorhaben eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a UVPG nicht selbständig
anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 196

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Biogasanlage der Bioenergie Bad Gandersheim 

GmbH & Co. KG)

Bek. d. GAA Göttingen v. 27. 2. 2007 — 06-039-01 —

Die Bioenergie Bad Gandersheim GmbH & Co. KG, Fried-
richstraße 27, 37134 Northeim, hat am 21. 9. 2006 gemäß
§ 4 i. V. m. § 19 BImSchG i. d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBl. I
S. 3830), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
18. 12. 2006 (BGBl. I S. 3180), die Errichtung und den Betrieb
einer Biogasanlage mit Verbrennungsmotor beantragt. Die
Feuerungswärmeleistung soll bei ca. 1,777 MW (FWL) liegen.

Die Anlage wird der Nummer 1.4 Buchst. b Doppelbuchst. aa
Spalte 2 und Nummer 9.36 des Anhangs der 4. BImSchV i. d. F.
vom 14. 3. 1997 (BGBl. I S. 504), zuletzt geändert durch Arti-
kel 6 des Gesetzes vom 15. 7. 2006 (BGBl. I S. 1619), zugeord-
net.

Der geplante Betriebsstandort befindet sich in 37581 Bad
Gandersheim, Gemarkung Wrescherode, Flur 4, Flurstück
761/13.

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens war gemäß § 3 c
i. V. m. Anlage 1 Nr. 1.3.2  Spalte 2 UVPG i. d. F. vom 25. 6.

2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch  Artikel 2
des Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBl. I S. 3316), eine standort-
bezogene Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 2 UVPG durchgeführte
Prüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht durchgeführt zu werden braucht. 

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a UVPG nicht selbständig
anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 196

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hannover

Ergebnis des Screening-Verfahrens gemäß § 3 a UVPG
(Bio Energie Neustädter Land GmbH & Co. KG, 

Neustadt am Rübenberge)

Bek. d. GAA Hannover v. 15. 2. 2007
— 117/H000007791/1.4 b)aa)/2 —

Die Firma Bio Energie Neustädter Land GmbH & Co. KG,
Hagener Straße 46, 31535 Neustadt am Rübenberge, hat beim
GAA Hannover die Erteilung einer Genehmigung gemäß § 16
Abs. 1 BImSchG i. d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBl. I S. 3830), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. 12. 2006
(BGBl. I S. 3180), für die wesentliche Änderung der Lage, der
Beschaffenheit und des Betriebes einer Biogasanlage bean-
tragt. Standort der gesamten Anlage ist das Grundstück
31535 Neustadt am Rübenberge, Gemarkung Hagen, Flur 5,
Flurstück 6/10.

Im Rahmen dieses Verfahrens ist gemäß § 3 c Abs. 1  i. V. m.
Anlage 1 UVPG i. d. F. vom 25. 6. 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. 12. 2006
(BGBl. I S. 3316), durch eine standortbezogene Vorprüfung zu
ermitteln, ob für das beantragte Vorhaben die Durchführung
einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 2 UVPG vorgenom-
mene Prüfung ergab, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung
nicht durchgeführt zu werden braucht.

Das festgestellte Prüfungsergebnis ist nicht selbständig an-
fechtbar (§ 3 a UVPG).

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 196

Ergebnis des Screening-Verfahrens gemäß § 3 a UVPG
(cleanHG GmbH & Co. Biogas KG, Neustadt am Rübenberge)

Bek. d. GAA Hannover v. 22. 2. 2007
— 117/H000019579/1.4 b)aa)/2 —

Die Firma cleanHG GmbH & Co. Biogas KG, Alte Feld-
mühle 10, 31535 Neustadt am Rübenberge, hat beim GAA
Hannover die Erteilung einer Genehmigung gemäß § 4 i. V. m.
§ 19 BImSchG i. d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBl. I S. 3830), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. 12. 2006
(BGBl. I S. 3180), für die Errichtung und den Betrieb einer
Biogasanlage beantragt. Standort der gesamten Anlage ist das
Grundstück 31535 Neustadt am Rübenberge, Auf dem Or,
Gemarkung Suttorf, Flur 6, Flurstück 90/27.

Im Rahmen dieses Verfahrens ist gemäß § 3 c Abs. 1 i. V. m.
Anlage 1 UVPG i. d. F. vom 25. 6. 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. 12. 2006
(BGBl. I S. 3316), durch eine standortbezogene Vorprüfung zu
ermitteln, ob für das beantragte Vorhaben die Durchführung
einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.
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Diese nach den Vorgaben der Anlage 2 UVPG vorgenom-
mene Prüfung ergab, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht durchgeführt zu werden braucht.

Das festgestellte Prüfungsergebnis ist nicht selbständig an-
fechtbar (§ 3 a UVPG).

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 196

Antrag auf Erteilung einer Genehmigung
nach § 16 BImSchG

(Arwed Löseke Papierverarbeitung und Druckerei GmbH, 
Hildesheim)

Bek. d. GAA Hannover v. 23. 2. 2007
— Hi0024445939-112 —

Die Firma Arwed Löseke Papierverarbeitung und Druckerei
GmbH, Industriestraße 1, 31135 Hildesheim, hat gemäß § 16
i. V. m. § 10 BImSchG eine Genehmigung zur wesentlichen
Änderung ihrer Anlage zur Behandlung von Oberflächen durch
Bedrucken unter Verwendung von organischen Lösemitteln
am Standort 31135 Hildesheim, Industriestraße 1, Gemarkung
Bavenstedt, Flur 4, Flurstücke 1/140, 1/180, 1/106, 1/85, 1/87,
1/88, 1/50, 1/243, 1/254 sowie 1/142 beantragt. Im Zuge des
Genehmigungsverfahrens soll der Lösemitteleinsatz von der-
zeit 110 kg/h auf 280 kg/h erhöht werden.

Genehmigungsbehörde ist das Staatliche Gewerbeaufsichts-
amt Hannover. Die Vorschriften zur Beteiligung der Öffent-
lichkeit ergeben sich aus § 10 BImSchG sowie aus dem Zweiten
und Dritten Abschnitt der 9. BImSchV.

Eine Übersicht aller zur Prüfung des Antrags erforderli-
chen Unterlagen ist mit dem Inhaltsverzeichnis beigefügt.
Die Inbetriebnahme der Anlage soll im Oktober 2007 erfol-
gen. 

Der Antrag und die Antragsunterlagen liegen in der Zeit vom

21. 3. 2007 bis 20 . 4. 2007 (einschließlich)

a) beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hannover,
30177 Hannover, Am Listholze 74, Zimmer 111,

Montag bis Donnerstag   7.30 bis 16.00 Uhr,
Freitag   7.00 bis 13.00 Uhr;

b) bei der Stadt Hildesheim, 31134 Hildesheim, 
Markt 3, Zimmer C 251, Herr Balck,

Montag bis Mittwoch 7.30 bis 15.30 Uhr,
Donnerstag 7.30 bis 17.30 Uhr,
Freitag 7.30 bis 13.30 Uhr,

öffentlich aus und können dort während der vorgenannten
Dienststunden von jedermann eingesehen werden.

In der Zeit vom 21. 4. 2007 bis 4. 5. 2007 (einschließlich)
— Einwendungsfrist — können Einwendungen gegen das
Vorhaben schriftlich bei den auslegenden Stellen erhoben
werden. Mit Ablauf der Einwendungsfrist werden alle Ein-
wendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen.

Alle form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen wer-
den der Antragstellerin zur Kenntnis gegeben. Namen und
Anschriften der Einwender werden auf deren Antrag un-
kenntlich gemacht. 

Die Erörterung der form- und fristgerecht erhobenen Ein-
wendungen findet statt

am 7. 6. 2007, ab 10.00 Uhr,
im Rathaus der Stadt Hildesheim,

Sitzungsraum „Oskar Schindler“, 2. OG,
Markt 1,

31134 Hildesheim.

Bei Bedarf wird die Erörterung an den folgenden Werktagen
(außer samstags) fortgesetzt. Die form- und fristgerecht erho-
benen Einwendungen werden auch bei Ausbleiben der An-

tragstellerin oder der Personen, die Einwendungen erhoben
haben, erörtert. 

Die Entscheidung über den Antrag wird öffentlich bekannt
gemacht. Die Zustellung an Personen, welche Einwendungen
erhoben haben, kann ebenfalls durch öffentliche Bekannt-
machung erfolgen.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 197

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Osnabrück

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Biogasanlage Stadtwerke Georgsmarienhütte)

Bek. d. GAA Osnabrück v. 16. 2. 2007 
— 0687-19-001/Ev —

Die Stadtwerke Georgsmarienhütte, Malberger Straße 13,
49124 Georgsmarienhütte, haben mit Antrag vom 29. 9. 2006
die Erteilung einer Genehmigung gemäß § 4 BImSchG i. d. F.
vom 26. 9. 2002 (BGBl. I S. 3830), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 18. 12. 2006 (BGBl. I S. 3180), zur
Errichtung und zum Betrieb einer Biogasanlage in Georgs-
marienhütte, Gemarkung Georgsmarienhütte, Flur 5, Flur-
stücke 127/19, 107/26 und 92/16 — hier: Verbrennungsmoto-
renanlage für den Einsatz von Biogas mit einer Feuerungs-
wärmeleistung von ca. 2 MW einschließlich der Einrichtun-
gen zur Biogaserzeugung und zur Gärrest- und Klärschlamm-
behandlung — beantragt. Die Anlage ist genehmigungsbedürftig
nach § 4 Abs. 1 BImSchG i. V. m. Nummer 1.4 Buchst. b Dop-
pelbuchst. aa Spalte 2 und Nummer 8.6 Buchst. b Spalte 2 des
Anhangs der 4. BImSchV i. d. F. vom 14. 3. 1997 (BGBl. I
S. 504), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
15. 7 .2006 (BGBl. I S. 1619).

Für das Vorhaben ist gemäß § 3 c i. V. m. den Nummern 1.3.2
und 8.4.2 der Anlage 1 UVPG i. d. F. vom 25. 6. 2005 (BGBl. I
S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 21. 12. 2006 (BGBl. I S. 3316), eine standortbezogene
Vorprüfung durchzuführen. 

Die Vorprüfung der entscheidungserheblichen Daten und
Unterlagen hat ergeben, dass für das Vorhaben eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist. 

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a UVPG nicht selbständig
anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 197

Rechtsprechung

Bundesverfassungsgericht

L e i t s ä t z e
zum Urteil des Ersten Senats vom 13. 2. 2007

— 1 BvR 421/05 —

1. Der Gesetzgeber hat zur Verwirklichung des Rechts des
rechtlichen Vaters auf Kenntnis der Abstammung seines Kin-
des von ihm (Artikel 2 Abs. 1 i. V. m. Artikel 1 Abs. 1 GG)
ein geeignetes Verfahren allein zur Feststellung der Vater-
schaft bereitzustellen.

2. Es entspricht dem Grundgesetz, wenn die Gerichte die
Verwertung heimlich eingeholter genetischer Abstam-
mungsgutachten wegen Verletzung des von Artikel 2 Abs. 1
i. V. m. Artikel 1 Abs. 1 GG geschützten Rechts des betrof-
fenen Kindes auf informationelle Selbstbestimmung als
Beweismittel ablehnen.

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 197
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Stellenausschreibungen

Bei der Stadt Barsinghausen ist zum 1. 9. 2007 die Stelle
der Ersten Stadträtin oder des Ersten Stadtrates

(allgemeine Vertretung des Bürgermeisters)

im Beamtenverhältnis auf Zeit für die Dauer von acht Jahren zu beset-
zen. Der Stelleninhaberin oder dem Stelleninhaber obliegt u. a. die all-
gemeine Vertretung des Bürgermeisters.

Die Besoldung richtet sich nach der BesGr. B 3. Daneben wird eine
Aufwandsentschädigung nach den gesetzlichen Bestimmungen ge-
zahlt. Der Verantwortungsbereich soll u. a. die Schwerpunkte Quali-
tätsmanagement, Recht, Finanzen und Steuerung beinhalten. Eine
Änderung des Aufgabenbereichs bleibt vorbehalten. Die Bewerberin-
nen und Bewerber müssen über die für ihr Amt erforderliche Eig-
nung, Befähigung und Sachkunde verfügen. Sie sollten die durch
Prüfung erworbene Befähigung für die Laufbahn des höheren allge-
meinen Verwaltungsdienstes oder zum Richteramt besitzen.

Gesucht wird eine engagierte, entscheidungsfreudige und durchset-
zungsfähige Persönlichkeit, die in vertrauensvoller Zusammenarbeit
mit dem Rat und dem Bürgermeister der Stadt Barsinghausen eine
bürgerorientiert arbeitende Stadtverwaltung weiterentwickeln möchte.

Die Wohnsitznahme im Gebiet der Stadt Barsinghausen wird erwar-
tet. Barsinghausen ist eine Stadt mit 35 000 Einwohnerinnen und
Einwohnern und hohem Freizeit- und Wohnwert in landschaftlich
reizvoller Lage am Rande des Deisters. Alle weiterführenden Schulen
sind am Ort.

Wenn Sie über
— Managementfähigkeiten zur Steuerung von komplexen Entschei-

dungsprozessen,
— Erfahrung in der Umsetzung moderner Strategieentwicklungs-

modelle und im Einsatz zeitgemäßer Führungsinstrumente,
— Führungserfahrung möglichst im kommunalen Bereich und
— die Fähigkeit zum teamorientierten Miteinander sowie
— über umfassende betriebswirtschaftliche Kenntnisse verfügen,
senden Sie bitte Ihre aussagekräftige Bewerbung bis zum 5. 4.
2007 an den Bürgermeister der Stadt Barsinghausen, Herrn Walter
Zieseniß, Postfach 1141, 30881 Barsinghausen, Tel. 05105 774-0
(www.barsinghausen.de).

— Nds. MBl. Nr. 11/2007 S. 198

Bei der Stadt Rehburg-Loccum (ca. 10 900 Einwohnerinnen und
Einwohner) ist zum 1. 5. 2007 die Stelle 

der Fachbereichsleiterin oder des Fachbereichsleiters 
Technische Dienste

neu zu besetzen.
Es erwartet Sie eine verantwortungsvolle, interessante und vielsei-

tige Tätigkeit in leitender Position. Im Fachbereich III — Technische
Dienste — sind derzeit die folgenden Aufgaben angesiedelt:
— Allgemeine Bauverwaltung
— Stadtentwicklungsplanung (u. a. Rahmenplanungen, Bauleitplanun-

gen, städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen)
— Erschließungs- und Ausbaubeitragsrecht
— Hoch- und Tiefbauverwaltung
— Strategische Leitung des städtischen Bauhofs
— Sichtung und Auswertung von Förderprogrammen zur Erschlie-

ßung von Drittmitteln übergeordneter oder sonstiger Stellen.
Eine Änderung der Geschäftsbereiche bleibt ausdrücklich vorbehal-
ten.

Gesucht wird eine engagierte und verantwortungsbewusste, fach-
lich qualifizierte Persönlichkeit mit der Befähigung für den gehobenen
allgemeinen Verwaltungsdienst oder einer vergleichbaren Hochschul-
oder Fachhochschulausbildung, die mit Zielstrebigkeit, Durchset-
zungsvermögen und Verhandlungsgeschick an der Gestaltung einer
bürgerfreundlichen, modernen Verwaltung mitwirkt und über mehr-
jährige praktische Erfahrungen in der Kommunalverwaltung verfügt.
Neben einer ausgeprägten Sozialkompetenz und guten EDV-Kennt-
nissen wird die Bereitschaft zur vertrauensvollen und loyalen Zu-
sammenarbeit mit den politischen Gremien der Stadt erwartet. Füh-
rungserfahrung und betriebswirtschaftliche Grundkenntnisse werden
ebenso erwünscht wie eine aufgeschlossene Haltung und Kenntnisse
über die Instrumente des Neuen Steuerungsmodells.

Bei Vorliegen der laufbahnrechtlichen Voraussetzungen erfolgt die
Einstellung als Beamtin oder Beamter des gehobenen Dienstes nach
BesGr. A 12, im Übrigen als Beschäftigte oder Beschäftigter in ver-
gleichbarer EntgeltGr. nach dem TVöD.

Bewerbungen mit den üblichen aussagekräftigen Unterlagen richten
Sie bitte bis zum 23. 3. 2007 an die Stadt Rehburg-Loccum, Herrn
Bürgermeister Hüsemann, Heidtorstraße 2, 31547 Rehburg-Loccum.
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An der Stiftung Universität Hildesheim ist im Dezernat für Bau-,
Liegenschaftsangelegenheiten und Betriebstechnik die Stelle

einer Diplom-Ingenieurin oder eines Diplom-Ingenieurs (FH) 
Versorgungstechnik

(EntgeltGr. 11, ehemals BAT IV a)

zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu besetzen.
Die Stiftung Universität Hildesheim ist Eigentümerin ihrer Liegen-

schaften sowie Bauherrin. Die in den letzten Jahren stetig gestiegene
Anzahl an Studierenden erfordert zusätzlichen Raumbedarf, der über
zwei große Neu- bzw. Umbauprojekte gedeckt werden soll. Weiterhin
stehen kurz- und mittelfristig erhebliche Investitionen im Bereich
Bauunterhaltung an.

Zur Verstärkung des Teams der Bauunterhaltung wird daher eine
oder ein Dipl.-Ing. Versorgungstechnik (FH) gesucht, die oder der über
entsprechende Kenntnisse und Erfahrungen im Bereich Technische
Gebäudeausrüstung (Betriebstechnik, Gebäudeleittechnik, Steuerungs-
und Regelungstechnik, Lüftungstechnik) verfügt.

Zum Aufgabengebiet gehört neben der Abwicklung von Projekten
der genannten Bereiche auch die fachliche Begleitung der Neubau-
projekte hinsichtlich technischer Gebäudeausrüstung, die Mitarbeit
bei der Optimierung des Energiekonzeptes der Universität sowie der
Umsetzung der Sicherheitsanforderungen. Die Bereitschaft, sich auch
in andere Bereiche der Bauunterhaltung einzuarbeiten und erforder-
liche Maßnahmen abzuwickeln, wird vorausgesetzt.

Erfahrungen auf den Gebieten Gebäudemanagement sowie Aus-
schreibung und Vergabe im Bereich der öffentlichen Verwaltung sind
erwünscht, aber nicht Vorraussetzung.

Die Universität Hildesheim will Frauen im Rahmen der gesetzlichen
Vorschriften besonders fördern und fordert deshalb qualifizierte
Frauen nachdrücklich auf, sich zu bewerben. Schwerbehinderte wer-
den bei gleicher Eignung bevorzugt.

Weitere Auskünfte erteilt der Dezernent Herr Thomas Hanold,
Tel. 05121 883-170, E-Mail: hanold@uni-hildesheim.de.

Bewerbungen sind bis zum 30. 3. 2007 zu richten an den Präsiden-
ten der Universität Hildesheim, Dezernat für Personal- und Rechts-
angelegenheiten, Marienburger Platz 22, 31141 Hildesheim.
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